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Der XI. Parteitag der SED hat die weitere Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft bis zum Jahre 2000 
konzipiert. In diese Konzeption ist die Familie, also die Ge­
meinschaft, in der Kinder geboren werden und heranwach­
sen, klar eingeordnet. Er hat die Erziehung und Entwicklung 
der Kinder als ein Grundanliegen der Gesellschaft und jedes 
Bürgers gekennzeichnet und die notwendige Zusammenarbeit 
von gesellschaftlichen Erziehungseinrichtungen und Eltern be­
tont1

Der Hauptweg, über den der sozialistische Staat auf die 
Familienentwicklung Einfluß nimmt ist der weitere Ausbau 
der Lebensbedingungen dieser Gemeinschaft. Doch die Rolle 
der Familie stellt auch hohe Anforderungen an staatliche Ak­
tivitäten im Zusammenhang mit Konfliktsituationen in der 
Ehe. Der Sinnverlust von Ehen und auch dör Vorgang der 
Scheidung ist wegen seiner tiefgreifenden Wirkungen im Le­
ben der unmittelbar Beteiligten und der darüber hinausge­
henden Wirkungen auf das gesellschaftliche und individuelle 
Bewußtsein von allgemeiner Bedeutung für die Familien- und 
Eheentwicklung, darunter auch für die Haltung zur Eheschlie­
ßung.1 2 Diese besondere Bedeutung des Rechts der Eheschei­
dung hat bewirkt, daß gerade diese Seite des Familienrechts, 
aufbauend auf der die Gleichberechtigung der Frau betreffen­
den Rechtsentwicklung3, besonders früh ihre den sozialisti­
schen gesellschaftlichen Verhältnissen entsprechende Prägung 
erfahren hat.4

Die schnelle Entwicklung unserer Gesellschaft insgesamt 
und die Entfaltung der Persönlichkeit der Bürger, ihrer Mit­
wirkung, Mitverantwortung und Selbständigkeit sowie die 
Entwicklung der Ehe und Familie selbst haben differenzierten 
Einfluß sowohl auf die Art der Konflikte und die Konflikt­
bewältigung in der Ehe als auch auf die Art und Weise, wie 
sich Ehepartner und Eltern trennen. Letzteres drückt sich z. B. 
darin aus, daß Partner zunehmend gemeinsame oder gleich­
lautende Anträge stellen oder von einem Gegenantrag Ab­
stand nehmen, daß Scheidungsanträge seltener zurückgenom­
men werden und sie in der Regel auch zur Scheidung der Ehe 
führen.5 Erfahrungen, die in der Anwendung des Scheidungs­
rechts erworben wurden und werden, sind deshalb unter dem 
Aspekt ständiger Veränderung des Gegenstandes gerichtlicher 
Tätigkeit und damit auch sich verändernder Erfordernisse 
und Möglichkeiten staatlicher Einflußnahme zu sehen.

All das erfordert, ausgehend von der Bedeutung der Fa­
milie, namentlich ihren Funktionen, die theoretischen Grund­
lagen des Scheidungsrechts immer wieder zu überprüfen und 
im Interesse der Wirksamkeit des Rechts weiterzuentwickeln.6 
Die nachfolgenden Thesen beruhen auf dem geltenden Recht. 
Sie stellen Überlegungen vor, deren Beachtung m. E. für die 
Effektivität des Rechts und der gerichtlichen Tätigkeit von 
besonderem Einfluß sind. Die Diskussion darüber soll gleich­
zeitig der weiteren Forschung und dem engeren Zusammen­
wirken von Praxis und Theorie auf diesem wichtigen Gebiet 
dienen.7

Konzeptionelle Überlegungen zur Anwendung des Ehe­
scheidungsrechts sollten sich auf Ehen mit Kindern bei über­
einstimmenden Anträgen der Ehegatten konzentrieren. Das 
ist die größte Gruppe der Anträge, und es handelt sich in der 
Regel um jene Verfahren, die eine spezielle persönliche und 
gesellschaftliche Bedeutung haben. Hier zeigt sich zunächst 
die Notwendigkeit der weiterführenden Bestimmung des An­
liegens der Eheverfahren und der Möglichkeiten seiner Um­
setzung. Nachstehende Thesen haben für die Verfahren, in 
denen ein Ehegatte zunächst oder insgesamt die Erhaltung der 
Ehe anstrebt, die gleiche Bedeutung. Für Ehen ohne Kinder 
hingegen, bei denen ein gemeinsamer Scheidungswille vor­
liegt, ist diese Haltung beider Ehegatten von unmittelbarer 
Bedeutung für die Gestaltung des Verfahrens. Das zeigt die 
Praxis, die nun schon seit über 10 Jahren von der Regelung 
des § 50 ZPO geprägt ist, wonach in diesen Fällen das Ehe­

scheidungsverfahren ohne Aussöhnungsverhandlung durchge­
führt werden kann.

1. Es ist nicht nur die Achtung vor dem Gesetz, sondern 
zugleich eine Würdigung der Familie, ihrer Bedeutung und 
der ihrer Entwicklung innewohnenden Widersprüche, wenn 
für die nahe Zukunft weiterhin von der Notwendigkeit eines 
gerichtlichen Verfahrens zur Auflösung von Ehen mit Kin­
dern auch in den Fällen ausgegangen wird, in denen sich die 
Ehegatten über diesen Schritt einig sind. Wie in jeder Frage 
der Entwicklung von Staat und Recht in unserer Gesell­
schaftsetappe sind auch in bezug auf die Familienentwick­
lung qualitativ wachsende Aufgaben erkennbar.8

2. Damit ist die Frage nach der Sozialen Zielstellung des 
Scheidungsrechts und seiner Anwendung aufgeworfen.9

Allgemein richtet sie sich auf die Farmlienentwicklung 
insgesamt und die Beziehung zwischen Bürger und Staat in 
bezug auf die Familie. Es geht um die Wertschätzung der Fami­
lienbeziehungen und der Leistungen, die mit der Realisierung 
der Funktionen der Familie täglich erbracht werden. Ziel ist 
die allgemeine Bewußtmachung des Wertes der Stabilität der 
Ehe, die zugleich Grundlage einer Familie ist, und damit um­
gekehrt, der Bedeutung der Entscheidung, eine Ehe aufzulö­
sen. Es geht um die Vertiefung individuellen wie gesellschaft­
lichen Bewußtseins zu dieser Problematik.

„Nicht unbedeutend ist in diesem Zusammenhang auch die 
Sorge um ein Minimum an Informationen über den Sinnver­
lust von Ehen, soweit das als Ausdruck einer gesellschaft­
lichen Erscheinung wesentlich für die Weiterentwicklung der 
Familienpolitik ist.

In Konkretisierung dieser Zielstellung geht es unter den 
Bedingungen heutiger Familienentwicklung um die Mitwir­
kung des Gerichts an der Lösung des Konflikts im Interesse 
der Erhaltung bzw. des Aufbaus des Verantwortungsbewußt­
seins der Partner füreinander und für die Kinder gerade auch 
in der Konfliktsituation und um die gemeinsame Gewinnung, 
Überprüfung und Einschätzung der Maßstäbe, die die Partner 
bei der Beurteilung ihrer Ehe anlegen bzw. anlegen sollten.
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